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	■ Das Zwangsmittel ist dem Pflichtigen schriftlich in bestimmter 
Höhe und unter Festsetzung einer angemessenen Frist für die 
Erfüllung anzudrohen. Ferner muss die Androhung zugestellt 
sein.

	■ Rechtsgrundlagen für das Androhen von Zwangsmitteln siehe 
Kapitel „Rechtsgrundlagen und Voraussetzungen des Verwal-
tungszwangs“

	■ Da Sie die Ordnungsverfügung schriftlich erlassen, das Zwangs-
geld in konkreter Höhe benannt (1.000 Euro) und G. eine Frist 
von einer Woche ab der Zustellung gesetzt haben, sind diese 
Voraussetzungen erfüllt.

	■ Das Zwangsmittel wurde Ihnen rechtmäßig angedroht.
	■ Ein Zwangsmittel kann festgesetzt werden, wenn G. der Auffor-

derung zum Fällen des Baums in der genannten Frist nicht nach-
kommt.

	■ Rechtsgrundlage siehe Kapitel „Anwenden von Zwangsmitteln“
	■ G. war verpflichtet, den Baum bis zum 30. Juni zu fällen.

Fristberechnung Termin Rechtsgrundlagen

Zustellen der  
Zustellungsurkunde

21. Juni, Samstag § 31 Abs. 3 VwVfG findet keine An-
wendung, da die Vorschrift nur für 
das Bestimmen des Fristendes gilt.

Fristbeginn 22. Juni, Sonntag § 187 Abs. 1 BGB

Fristende 28. Juni, Samstag § 188 Abs. 2 BGB

Fristende daher 30. Juni, Montag, 24.00 Uhr § 31 Abs. 3 VwVfG

G. hat entgegen der Anordnung in der Ordnungsverfügung und 
der wirksamen und rechtmäßigen Zwangsgeldandrohung den 
Baum in der Frist bis zum 30. Juni nicht gefällt. Er hat daher die 
Ordnungsverfügung nicht befolgt. Das angedrohte Zwangsgeld in 
Höhe von 1.000 Euro darf festgesetzt werden.

Die Festsetzung des Zwangsgelds wäre aber nur rechtmäßig, wenn 
ihr kein Vollstreckungshindernis (vgl. § 3 HessVwVG bzw. entspre-
chende landesrechtliche Regelung) entgegenstehen würde.

Liegt ein Voll- 
streckungs- 
hindernis vor?
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§  3 HessVwVG  – Einstellung der Vollstreckung und Aufhebung 
von Vollstreckungsmaßnahmen

(1) Die Vollstreckung ist einzustellen, sobald

1.	 die Voraussetzungen des § 2 weggefallen sind oder
2.	 der Verwaltungsakt, der vollstreckt wird,

a)	 befolgt oder
b)	 aufgehoben worden ist oder

3.	 die Verpflichtung, wegen der vollstreckt wird, nach Erlass des Ver-
waltungsakts
a)	 erloschen oder
b)	 gestundet worden ist.

Würde ein Vollstreckungshindernis vorliegen, ist der Vollzug der 
Ordnungsverfügung einzustellen. Sie sind dann nicht mehr zum 
Festsetzen des Zwangsgelds berechtigt.

Zu prüfen ist daher, ob im vorliegenden Fall ein solches Hindernis 
besteht.

Die Voraussetzungen der Vollstreckung liegen weiter vor. Die Verfü-
gung wurde von G. nicht befolgt und auch nicht aufgehoben.

Fraglich ist aber, ob die Verpflichtung, wegen der vollstreckt wird, 
nach dem Erlass der Ordnungsverfügung erloschen oder gestun-
det worden ist. Mit dem Abbrennen des Baums ist der Rechtsgrund 
für die Ordnungsverfügung entfallen. Sie hat sich damit nach § 43 
Abs.  2 VwVfG „auf andere Weise“ erledigt. Nach dem Abbrennen 
des Baums geht die Ordnungsverfügung ins Leere.

Nach § 3 HessVwVG bzw. entsprechender landesrechtlicher Rege-
lung ist der Zweck des Vollzugs (Beseitigen des Baums) erreicht, 
auch wenn G. die Verfügung nicht beachtet hat.

Die mit dem Verwaltungsakt auferlegte Verpflichtung ist mit dem 
Abbrennen des Baums erloschen. Nach dieser an dem Gesetzestext 
orientierten Betrachtungsweise würde ein Vollstreckungshindernis 
vorliegen. Somit dürften Sie ein Zwangsgeld nicht mehr festsetzen.
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Letztlich hat G. die Ordnungsverfügung aber nicht befolgt. Der 
Baum wurde erst nach dem Ablauf der Handlungsfrist zerstört. Das 
Zwangsgeld ist ein Beugemittel, das den Pflichtigen anhalten sollte, 
eine Anordnung zu befolgen. Bis zum Brand des Baums hat sich G. 
der Ordnungsverfügung nicht gebeugt und somit dem gültigen 
Gebot getrotzt, den Baum zu fällen.

Würde das Zwangsgeld nicht festgesetzt, würde dies zu dem Er-
gebnis führen, dass sich G. über Ihre Verfügung erfolgreich hinweg-
gesetzt hätte. Somit hätten Sie Ihre Absicht, G. zum Beachten der 
Verfügung anzuhalten, verfehlt.

Daher stellt das OVG Nordrhein-Westfalen (OVG NRW, Urteil vom 
21.12.1988, Az. 7 A 2555/87; NVwZ-RR 1990, S. 17–18) darauf ab, ob 
der Verstoß gegen die vollziehbare Ordnungsverfügung nach der 
Androhung und während der Zeit, in der das Ge- oder Verbot noch 
gilt, erfolgt ist. Diese Entscheidung beruht auf dem Gedanken der 
Generalprävention. Dies ist hier der Fall.

In solchen Fällen würde das Zwangsgeld zu einem Strafgeld mu-
tieren. Ziel der Verwaltungsvollstreckung ist jedoch die Gefahren-
abwehr.

Für die Ansicht des OVG Nordrhein-Westfalen sprechen hauptsäch-
lich praktische Gesichtspunkte: Der Festsetzung und Beitreibung 
eines angedrohten und vom Pflichtigen missachteten Zwangsmit-
tels kommt eine wichtige Präventivfunktion zu. Künftig würde es 
den Behörden erschwert, ihre Verfügungen zwangsweise durchzu-
setzen.

Schließen Sie sich dieser Argumentation an, können Sie durchaus 
für ein Verhalten in der Vergangenheit ein Zwangsgeld festsetzen, 
auch wenn für die Zukunft ein Vollstreckungshindernis besteht. 
Voraussetzung ist aber, dass die Verfügung nach der Androhung 
des Zwangsmittels und innerhalb der gesetzten Frist nicht befolgt 
wurde.

Sie sind aus Gründen der Prävention berechtigt, gegen G. das an-
gedrohte Zwangsgeld festzusetzen und bei Nichtzahlung beizu-
treiben, da G. Ihre Anordnungen nicht befolgt hat.

Bedeutung des 
Zwangsgelds als 
Beugemittel

Gedanke der  
Generalprävention

Abwägung

Endergebnis
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Weiterer Verfahrensablauf

Festsetzen des Zwangsgelds

Mit der Festsetzung teilen Sie G. mit, dass Sie nun das Zwangsmittel 
anwenden. Mit der Festsetzung geht G. eine Zahlungsaufforderung 
zu (Leistungsbescheid).

Anwenden des Zwangsgelds

Anschließend wenden Sie das Zwangsmittel der Festsetzung ent-
sprechend an. Sie werden für den Fall, dass G. das festgesetzte 
Zwangsgeld innerhalb der Zahlungsfrist nicht zahlt, die Vollstre-
ckung betreiben.

Zum sachgerechten Formulieren siehe:

	■ „Muster Ordnungsverfügung mit Androhen des Zwangsgelds“
	■ „Muster Androhen des Zwangsgelds nach dem Erlass der Ord-

nungsverfügung“
	■ „Muster Festsetzen des Zwangsgelds mit Leistungsbescheid“
	■ „Muster der Gliederung und Formulierung einer Ordnungsver-

fügung“

Abschluss des Verfahrens

Mit dem Eingang der Zahlung von G. ist das Vollstreckungsverfah-
ren abgeschlossen.
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